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a) die VUdheren “2= und Polizeiführer, 

b) die Befehlshaber und Inspekteure der Sicherheitspolizei und des SD 
ç) die Leiter der Staatspolizei(leit)stellen, 

d) die "oinnandeure der Sicherheitspolizei und .des SD, 

e) die Leiter der Kriininalpolizei.(leit)stellen, , . A 

f) ¿ie Leiter. cer SD-(Leit- Artea dl, >. 
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Betrifft: Strafrechtspflege gegen Polen und Angernórice de la 
Par er. PE 


I, Der Reichsfiihrer-" hat mit Reichsjustizuinister Ti 
VEER SONATE e daB die al auf q. steaks = ae 


_zichtet. Diese 人 | RER sollen zulinftig de . 
Polizei abgegeben werden. Entsprechead sollen Juden und Zireun ug 
behandelt werden. Die Vereinbarung-ist vom Führer gebilligt worden 

In Durchführung der Vereinbarung wird zur Zeit zwischen dem 
Reichssicherheitshauptant und dem Reichsjustizministerium eine 
negelung ausgearbeitet, die nach Möglichkeit zum 1.1.1943 in 
Kraft treten So11。 _ 

TI. Dieser Vereinbarung liegen folgende Frwigungen zue 
grunde: | 

Polen und Angehörige der‘ Ostvölker sind Treudvölxische und 

rassisch minderwertige Menschen, die in deutschen Reichsgebiet 
leben, Hieraus ergeben sich für die deutsche. Volitsordnung er- ] 
hebliche Geva:renmomente, die zwangsläufig dazu führen, die 
Frenavöliiischen einem anderen Stgafrecht zu unterstellen als 

“deutsche ¡lensciBn. 

Dieser Notwendigkeit ist bisher noca nicht in vollen Un- 
fange Rechnung getragen worden. Seälrlich für Polen ist auf 
~ strafrechtlichen Gebiet durch die Verordnunr über die Straf- 
に rechtsyfleze gegen Polen und Juden inp den eing eg licdentem oS 
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Ostgebieten vom 4.12.1041 (RGB1。T S. 759) eine Sonderregelung 
getroffen worden. Aber auch diese Sonderregelung enthält keine 
grundsétzlicne Lösung der Fragen, die sich aus dem Zusammen- 
leben von Deutschen mit Fremdvölkischen ergeben, Sie schafft 

ediclich verschärfte Strafbestimrungen und ein teilweise 
vereinfachtes Sträfverfahren für Polen, An der eigentlichen 
Frage, daß Fremdvölkische aus staatspolitischen Erwägungen 
völllg anders als deutsche Menschen zu behandeln sind, geht 
sie jedoch vorbei, da sie im Grunde genommen trotz aller Ver- 
schärfungen die Wesenszüge der deutschen Strafrechtspflege 
auf Polen zur Anwendung bringt. 

Bei der Aburteilung einer Straftat eines Polen werden daher 
im Prinzip immer noch dieselben Gesichtspur!:te angewandt, die 
für die Aburteilung eines Deutschen maßgeblich sind; d.h. der 
Richter geht von der Person des Täters aus und versucht, für 
die Tat unter weitgehender Würdigung der persönlichen Motive 
des Täters eine Sühne zu finden, die den Interessen der Volks- 
gemeinschaft gerecht wird. 

Diese Erwägungen, die für die Aburteilung einer Straftat 
eines Deutschen richtig sein mögen, sind für die Aburteilung 
einer Straftat eines Fremdvölkischen jedoch falsch. Bei Straf- 
taten eines Fremävölkischen haben die persönlichen Motive des 
Täters völlig auszuscheiden, Maßgeblich darf nur Sein, daß seine 
Tat die deutsche Volksordnung gefährdet und daß daher Vorkehrungen 
getroffen werden müssen, die weitere Gefährdungen verhindern, 
Mit anderen Worten, die Tat eines Fremdvölkischen ist nicht 
unter dem Gesichtswinkel der justizmäßigen Sühne, sondern unter 
dem Gesichtswinkel der polizeilichen Gefahrenabwehr zu sehen, 

Hieraus ergibt sich, daß die Strafrechtspflege gegen Fremd- 
volkische aus den Händen der Justiz in die Hände der Polizei 
überführt werden muß, 

TTT。 Die vorstähenden Ausführungen ienen der persönlichen 
Information. Es bestehen jedoch keine Bedenken, im Bedarfs- 
falle die Gauleiter in entsprechender Forn zu unterrichten, 
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